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Inſerate werden billigſt berechnet. — Reclamarionen, wenn unverſiegelt, find portofrei. 


Zu halt. 


Mittheilungen aüs der Praxis: ö 

Zur Frage, ob der gerichtliche Identitätsbeweis gegenüber der Leiche eines Vermißten 
offieios auch dann noch zu fordern iſt, wenn der pfarrämtliche Todtenſchein über 
die Leiche bereits vorliegt. 

Zum 


29. März 1872, R. G. Bl. Nr. 39; Min.⸗Verordn. vom 14. September 1854, 


RN. G. Bl. Nr. 238, § 9 lit. e; Hofd. vom 15. Jänner 1787 J. G. S. 620, 


lit. g. §§ 187 und 188 der a. G. O.). 


Die politiſche Behörde ift berechtigt, einem zur Beſtätigung vorgelegten Prolonga⸗ 


ionsvertrage, betreffend die Pacht einer⸗Gemeindejagd, die Claitfel beizuſetzen, 
Daß die Wirkfämnkelt des Vertrages erſt vom Ausgangspunkte der bisher laufen⸗ 
den Pachtperiode einzutreten habe N f 
Unzuſtändigkeit des Richters in. Angelegenheiten, welche die Art und Welſe der Be⸗ 
nützung eines Gemeindegutes betreffen. 

Notiz. a nee nnd 
Verordnung. 
Perſonglien. 
Erledigungen. 


Mittheilungen aus der Praris, 


Zur Frage, ob der gerichtliche Identitätsbeweis gegenüber der 

Leiche eines Vermißten officios auch dann noch zu fordern iſt, 

wenn der pfarramtliche 1 über die Leiche bereits vor⸗ 
iegt. 


Am 23. Auguſt 1872 wurde von der Gemeinde F. die com⸗ 
miſſionelle Obduction eines daſelbſt im Biengraben angeſchwemmten 
weiblichen Leichnams vorgenommen. Nach dem Befunde über die Leiche 
und nach den Kleidungsſtücken derſelben wurde die Leiche von Ver⸗ 
wandten als die der Clementine H. agnoscirt, und da demnach von 
keiner Seite über die Perſönlichkeit der Leiche ein Zweifel beſtand, 
ſtellte der Pfarrer von F. den Verwandten auch den Todtenſchein 
aus, auf Grund deſſen das Gericht die Abhandlung pflog und bis 
zur Einantwortung des Nachlaſſes an den rechtlichen Erben durch⸗ 
führte. Mittlerweile aber hatte die Bezirkshauptmannſchaft B. von 
dem Vorgange Kenntniß erhalten und den Bürgermeiſter von F. auf⸗ 
gefordert, die den Verwandten ausgefolgten an der Leiche vorgefun⸗ 
denen Schmuckſachen und Effecten von jenen wieder abzuverlangen 
und vorzulegen, nachdem die Leiche erſt dann als die der Clementine 
H. angeſehen werden könne, wenn die Statthalterei hierüber ein Iden⸗ 
titätserkenntniß geſchöpft haben würde. Gleichzeitig erging auch an das 
Pfarramt die Einladung um Aufklärung wegen der Ausfolgung des 
Todtenſcheines. Die Gemeinde legte die den Verwandten wieder ab⸗ 
genommenen fraglichen Effecten vor und der Pfarrer erſtattete feine 


Expropriationsverfahren für Eiſenbahnen. Das gütliche Uebereinkommen der: 
Parteien auf gerichtliche Schätzung erſetzt nur dann ein Exproppiationserkenntniß, 
wenn das Vorhandenſeln und der Inhalt dieſes gütlichen Uebereinkommens der 
Parteien bezüglich des Gegenſtandes, deſſen Werth durch gerſchtliche Schätzung 
ermittelt werden ſoll, ſelbſt nicht unter den Betheiligten ſtreitig iſt. (Geſetz vom 


Aeußerung dahin, daß er den Todtenſchein auf Grund des Todtenbe⸗ 
ſchauſcheines und des Protokolles vom 23. Auguſt 1872 in der Art 
ausgefertigt habe, daß in der Rubrik: Name, Alter ꝛc. die Clauſel 
ſteht: „Laut des in der Gemeinde F. am 23. Auguſt aufgenommenen 
Protokolles wurde die Leiche agnoscirt als: Clementine H., k. k. Be⸗ 
amtenswaiſe aus W., kath., 30 Jahre alt“. Der Pfarrer bemerkte 
ferner, daß die Grundlage zur Eintragung in das Sterbebuch der 
ärztliche und vom Gemeindevorſtande unterfertigte Todtenbeſchauzeitel 
fei und daß er hier den analogen Vorgäng einhalte, der für die Ein⸗ 
tragung der ehelichen Abſtammung und des Namens eines Kindes 
gelte. Eine Berordnung, wornach erſt die Idenkitätserklärung der 
Statthalterei bei Ertrunkenen vorangehen müſſe, ſei ihm nicht ber 
kannt geweſen. 8 114% u 

Die Bezirkshauptmannſchaft unterbreitete nun die Angelegenheit 
der Statthalterei zur Schlußfaſſung, welche erklärte: „nicht in der 
Lage zu fein, ein Identitätserkenntniß zu fällen, reſpective die Be⸗ 
richtigung des Todtenprotokolls zu verfügen, nachdem aus dem Proto⸗ 
kolle vom 23. Auguſt 1872 nicht klar hervorgehe, ob die Identitäts⸗ 


36-2100 I zeugen die Leiche felbft agnoscirt haben und nachdem es nach dem 
DODbductionsbefunde überhaupt fehr fraglich fei, ob eine Agnoscirung 


möglich geweſen; auch geſtatteten die vorgefundenen Gegenftände keinen 
ſicheren Schluß auf die Identität der Leiche mit Clementine H.“. 
Ueber Einſchreiten der Verwandten der Clementine H. bewil⸗ 
ligte die Statthalterei die Exhumirung des Leichnams. Dieſelbe fand 
am 19. December 1872 ſtatt. Auf Grund des Commifſionsergeb⸗ 
niſſes beantragte der Bezirkshauptmann nunmehr die Anerkennung 
der Identität der Leiche mit Clementine H. a 
Die Statthalterei jedoch fällte folgende Entſcheidung: „Nachdem die 
allerh. Entſchließung vom 27. Jänner 1846 (n.⸗6. Prov. Gef. Samml. 
pag. 111) ausdrücklich anordnet, daß in allen jenen Fällen, wo der 
Tod eines Vermißten durch unmittelbare Wahrnehmung des Leich⸗ 
nams oder dürch andere Mittel erwieſen werden ſoll, ſich an den durch 
die allerh. Entſchließung vom 18. November 1826 (Prov. Geſ. S. 
pag. 331 vom J. 1827) vorgeſchriebenen Vorgang zu halten fer, 
welcher die Competenz der politiſchen Behörden in derlei Fällen aus⸗ 
ſchließt, fo kann dem Einſchreiten um die Erklärung der Identität 
der in der Gemeinde F. am 20. Auguſt 1872 angeſchwemmten weib⸗ 
lichen Leiche mit Clementine H. keine Folge gegeben werden und muß 
es den Intereſſenten anheim geſtellt werden, ihrem Begehren auf dem 
Rechtswege Erfolg zu verſchaffen“. Gleichzeitig hat die Statthalterei 
die Bezirkshauptmannſchaft beauftragt, den vom Pfarramte ausge⸗ 
ſtellten Todtenſchein den Erben abzunehmen. Außerdem wendete ſich 
die Statthalterei an das f. e Ordinariat mit dem Erſuchen, das pfarr⸗ 
Fete Sterbebuch durch Eintragung ihrer Entſcheidung richtig zu 
tellen. 
f Das Miniſterium des Innern hat unterm 3. Mai 1873, 3. 
7080 die Statthalterei⸗Entſcheidung im Hinblick auf die allerh. Ent⸗ 
ſchließung vom 27. Jänner 1846 (n. ö. Prov. Geſ. Samml. pag. 
111) beftätigt 


Bemerkung des Einſenders: 

Durch die a. h. Entſchließung vom 18. November 1826 (n. 5. 
prov. Geſ. Samml. 1827, pag. 331), iſt das Verfahren vorgezeich⸗ 
net worden, nach welchem vorzugehen iſt, wenn der Tod eines Ver⸗ 
mißten in Ermanglung eines Todtenſcheines durch Zeugen 
erwieſen werden ſoll. Mit der ſpäteren a. h. Entſchließung vom 
27. Jänner 1846 (n. ö. Prov. Geſ. Samml. 1846, pag. 111), 
wurde verordnet, daß die obigen Vorſchriften in allen Fällen zu 
beobachten ſeien, in welchen der erfolgte Tod eines Vermißten erwie⸗ 
ſen werden ſoll, ſei es, daß der Beweis über die unmittelbare Wahr⸗ 
nehmung des Leichnams oder durch andere Umſtände angeboten 
wird. Beide a. h. Entſchließungen ſetzen alſo voraus, daß es ſich 
darum handelt, den Tod eines Vermißten vor der Behörde zu er- 
weiſen, und die Eintragung in die Sterbmatrikel erſt zu erwirken 
und ſchließen allerdings die politiſchen Behörden von der Competenz 
zu dieſem Verfahren aus. Hier liegt aber der Fall anders. Hier hatte 
das Pfarramt auf Grund des vom Todtenbeſchauer ausgeſtellten und 
vom Bürgermeiſter beſtätigten Todtenbeſchauzettels die Eintragung 
der Clementine H. in das Sterbebuch bereits vorgenommen. Nach⸗ 
dem die Identität der Leiche mit der Clementine H. Niemandem zwei⸗ 
felhaft geweſen, auch von keiner Seite beſtritten worden war, fo konnte 
auch im Vorgange der Pfarramtes nichts Incörreckes erblickt werden. 


Das Pfarramt wird nur in den ſeltenſten Fällen die Eintragung in 


das Sterbebuch auf Grund perſönlichen Kenneus des Verſtorbenen 
vornehmen. Es iſt vielmehr in der Regel darauf angewieſen, jene 
Perſon als geſtorben einzutragen, die ihm von den Verwandten oder 
anderen Leuten der. Umgebung als geſtorben namhaft gemacht wird. 


Wenn z. B. ein „Fremder in einem Gaſthofe erkrankt und ſtirbt, fo. 
wird es kaum Jemandem einfallen, zu deſſen Eintragung in das 
Sterbebuch eine gerichtliche Todeserklärung für nothwendig zu halten, 


wenn deſſen Name aus Legitimattonsurkunden oder ſonſtwie zu ent⸗ 


nehmen iſt. Die Eintragung in das Sterbebuch ſchließt nie den Ge⸗ 


genbeweis aus und kann daher jederzeit gelöſcht werden, wenn ſie als 
unrichtig erwieſen wurde. Hier frägt es ſich alſo bloß darum, ob 
für die politiſche Behörde eine Nothwendigkeit oder auch nur ein 


genügender Anhaltspunkt vorlag, die Eintragung der Clementine H. 
in das Sterbebuch zu annulliren? Bejaht man die Frage, dann war 


es allerdings richtig, daß die Statthalterei das Anſuchen und die 
ganze Beweisführung auf den Rechtsweg verwies. Die Frage dürfte 
aber kaum bejaht werden können; denn es lag weder eine Nothwen⸗ 
digkeit noch ein genügender Anhaltspunkt zur Annullirung der frag⸗ 
lichen Eintragung vor, weil das Pfarramt eben nicht anders vorge⸗ 
gangen iſt, als es vorgehen muß, ſobald irgend ein Selbſtmörder in 
ra aufgefunden wird oder ein Fremder in ihrem Gebiete 
tirbt. W. 


Zum Expropriationsverfahren für Eiſenbahnen. Das gütliche Ueber⸗ 
einkommen der Parteien auf gerichtliche Schätzung erſetzt nur dann 
ein Expropriationserkenntniß, wenn das Vorhandenſein und der 
Inhalt dieſes gütlichen Uebereinkommens der Parteien bezüglich des 
Gegenſtandes, deſſen Werth durch ne Schätzung ermittelt 
werden fol, felbſt nicht unter den Betheiligten ftreitig iſt. (Geſetz 
vom 29. März 1872, RN. G. Bl. 39; Min. Vg. vom 14. Sep⸗ 
tember 1854 R. G. Bl. 238, $ 9, lit. e; Hofd. vom 15. Jänner 
1287, J. G. S. 620, lit. g, §§ 187 und 188 der a. G. O.) 


1 


Die Dux⸗Prager Eiſenbahngeſellſchaft ſuchte wider B. um ge⸗ 
richtliche Abſchätzung eines Grundſtückes zu Eiſenbahnzwecken an. Das 
Gericht erſter Juſtanz bewilligte ſofort die angeſuchte Schätzung. 

Auf Recurs des B. hat das Obergericht den erſtrichterlichen 
Beſcheid behoben und dem Gerichte erſter Inſtanz verordnet, über 
jenes Schätzungsgefuch vorher eine Tagſatzung zur Vernehmung des 
Geaners anzuordnen und erſt dann über das Geſuch zu entſcheiden, 
„weil im vorliegenden Falle die begehrte gerichtliche Abſchätzung des 
bezeichneten Grundſtückes gegen den Eigenthümer desſelben von der 
Prag⸗Duxer Eiſenbahngeſellſchaft, folglich von einer dritten Perſon an⸗ 
geſucht wird; eine ſolche Schätzung aber bei dem Umſtande, als die⸗ 
ſelbe nicht in Gemäßheit des § 9 lit. e der Min. Vdg. vom 14. Sep⸗ 
tember 1854, Nr. 238 R. G. Bl., betreffend die Coneeſſionen für 
Eiſenbahnbauten auf Grund eines Expropriationserkenntutſſes vorge⸗ 
nommen werden ſoll — nach Vorſchrift der SS 187 und 188 allg. 


170 


[G. O. außer dem Falle eines Spruches durch gerichtliche Verordnung 


nach Maßgabe des Hofdecretes vom 15. Jänner 1787, Nr. 620 
J. G. S. lit. g nur dann bewilligt werden kann, wenn Gefahr am 
Verzuge iſt oder wenn in Folge der Vernehmung des Gegentheiles 
ſich zwiſchen den Parteien ein Wider pruch nicht ergibt; weil nun in 
dem Schätzungsgeſuche der Prag⸗Duxer Eiſenbahngeſellſchaft das Vor⸗ 
handenſein einer ſolchen Gefahr ſelbſt nicht behauptet wird, weßhalb 
auch über dieſes Geſuch ohne Vernehmung des Gegners nicht abge⸗ 
ſprochen werden konnte. 

In dem gegen dieſe obergerichtliche Verfügung gerichteten Revi⸗ 
ſionsrecurſe der Dux⸗Prager Eiſenbahngeſellſchaft wurde angeführt: 
Der § 2 des Geſetzes vom 29. März 1872 beſtimme, daß gegen 
die gerichtliche Bewilligung der Schätzung kein ſelbſtſtändiger Recurs 
ftattfindet und § 4, daß das Expropriationserkenntniß durch ein güt⸗ 
liches Uebereinkommen erſetzt werden kann, wenn ſich die Parteien 
auf die durch gerichtliche Schätzung zu ermittelnde Entſchädigung eini⸗ 
gen und von dem Commiſſär der Verwaltungsbehörde dieſes Ueber⸗ 
einkommen beſtätigt wird. Das von der Recurrentin ükerreichte 
Schätzungsgeſuch gründe ſich auf das demſelben beigeſchloſſene Proto⸗ 
koll, worin beide Parteien beſtimmten, daß fie auf die Erwirkung 
eines förmlichen Expropriationserkenntniſſes verzichten und dahin ein⸗ 
willigen, daß der Werth der abzutretenden Grundfläche des dem B. 
gehörigen Grundſtückes durch gerichtliche Schätzung ſichergeſtellt wer⸗ 
den ſolle. Dieſes Protokoll ſei von dem Commiſſär der Verwaltungs⸗ 
behörde beſtätigt und es ſei daher die gerichtliche Schätzung zu be⸗ 
willigen, ohne daß ein Expropriattonserkenntniß gefällt werden müßte. 

Das Bezirksgericht hätte den Recurs des B. ſogleich als nach 
§ 2 des bezogenen Geſetzes unſtatthaft zurückweiſen ſollen. Eingehend 
in die Gründe der angefochtenen obergerichtlichen Entſcheidung wird 
behauptet, daß die bezogenen Geſetzesſtellen im vorliegenden Falle 
keine Anwendung finden, da Schon durch den Miniſterialerlaß vom 
29. December 1863, Z. 25.393 (Handelsminiſttrialerlaß vom 5. Jän⸗ 
ner 1864, 3. 46—5) ein abgekürztes Expropriationsverfahren als 
zuläffig erklärt wurde, wonach fogleich die Schätzung ſtattfinden fol, 
ohne daß das im § 9 Kt o des Eiſenbahn⸗Conceſſtonsgeſetzes vom 


14. September 1854 vorgeſchriebene Exprdprfationserkenntniß aoth⸗ 


wendig iſt. Da die Recurrentin nicht um die Zulaſſung eines Kunſt⸗ 
verſtändigenbeweiſes eingeſchritten iſt, jo finden auch die SS 187 und 
188 a. G. O., dann das Hofd. vom 15. Jänner 1787, Nr. 620 
J. G. S. im vorliegenden Falle keine Anwendung und es entbehre 
daher die obergerichtliche Entſcheidung jeder Begründung. Aber von 
allem anderen abgeſehen, ſei im vorliegenden Falle jedenfalls die ge⸗ 
richtliche Schätzung zu bewilligen, weil beide Parteien ſich auf die⸗ 
ſelbe durch einen Vergleich geeinigt haben, hier nur das Compromiß 
maßgebend uud an dem Rechtsgrundſatze feſtzuhalten jet: „Pacta dant 
legem contrahentibus“; es wird ſchließlich um Beſtätigung des erſt⸗ 
richterlichen Beſcheides gebeten. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat dieſen Reviſtonsrecurs mit 
Entſcheidung vom 18. September 1872, 3. 9592 abgewieſen: „Denn 
die in demſelben enthaltenen Ausführungen, bei welchen von dem Ge⸗ 
ſichtspunkte ausgegangen wird, daß die Parteien nach dem in dem 
Protokolle vom 29. December 1871 getroffenen Uebereinkommen auf 
die Erwirkung eines förmlichen Expropriationserkenntniſſes verzichteten 
und einwilligten, daß der Werth der Grundfläche des dem B. gehö⸗ 
rigen Grundſtückes durch gerichtliche Schätzung ſichergeſtellt werden 
ſolle, müſſen auf das gehörige Maß der daraus abgeleiteten Folge⸗ 
rungen durch die Erwägung beſchränkt werden, daß durch ein derlei 
gütliche Uebereinkommen ein Expropriationserkenntniß nach den Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 29. Mai 1872, Nr. 39 R. G. Bl. 
nur dann erſetzt werden kann, wenn das Vorhandenſein und der In⸗ 
halt des gütlichen Uebereinkommens der Parteien bezüglich des Gegen⸗ 
ſtandes, deſſen Werth durch gerichtliche Schätzung ermittelt werden 
fo, ſelbſt nicht unter den Betheiligten ſtreitig iſt, dieſe ſelbſtverſtänd⸗ 
liche Vorausſetzung tritt aber eben in dem vorliegenden Falle nicht 
ein, da insbeſondere aus den von B. feinen Recurſe gegen den erſt 
richterlichen Beſcheid angeſchloſſenen Erläſſen der k. k. Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft ... hervorgeht, daß in Folge der Beſchwerden des B. 
die Bauunternehmer der Prag⸗Duxer Eiſenbahn ein Bauverbot (bes 
züglich des Mehranſpruches per 40 Klafter zum Bahnbaue) ergangen 
tft, weßhalb auch bei der in Frage ſtehenden gerichtlichen Schätzun 
die Anwendung der in der obergerichtlichen Entſcheidung bezogenen 
Beſtimmungen der a. G. O. gerechtfertigt erſcheint. 


II. 

Die k. k. priv. Erzherzog Albrecht⸗Eiſenbahngeſellſchaft ſuchte 
wider B. und P. zum Behuſe des Bahnbaues um Schägung gewiſſer 
Grundſtücke an. Die erfte Inſtanz bewilligte die Schätzung, das Ober⸗ 
gericht beſtätigte auf Recurs der B. und P. den erſtrichterlichen 
Schätzungsbeſcheid. 

Der k. k. oberſte Gerichtshof hat mit Entſcheidung vom 18. Sep⸗ 
tember 1873, 3. 9045, dem a. o. Reviſionsrecurſe des B. und P. 
im Sinne des Hofdecretes vom 15. Februar 1833, Nr. 1593 J. 
G. S. ſtattgegeben und die beiden unterrichterlichen Entſcheidungen 
dahin abgeändert, daß dem Schätzungsgeſuche der obigen Eiſenbahn⸗ 
geſellſchaft nicht willfahrt werde: „Denn nach dem § 9 der Min. 
Vg. vom 14. September 1854, Nr. 238 R. G. Bl. und nach dem 
§ 4 des Geſetzes vom 29. März 1872, Nr. 39 R. G. Bl. könnte 
die Eiſenbahngeſellſchaft eine gerichtliche Schätzung der den Recurren⸗ 
ten gehörigen Grundſtücke, bei Abgang eines Expropriationserkennt⸗ 
niſſes nur dann verlangen, wenn ein gütliches Uebereinkommen vor⸗ 
läge, in welchem ſich die Parteien über die Abtretung des Gegen⸗ 
ſtandes der Expropriation gegen eine durch gerichtliche Schätzung zu 
ermittelnde Entſchädigung geeinigt hätten; ein ſolches Uebereinkommen 
liegt aber nicht vor, weil das dem Schätzungegeſuche angeſchloſſene 
Protokoll vielmehr einen ausdrücklichen Proteſt der Recurrenten B. 
und P. gegen die Beſtimmung der Entſchädigung durch gerichtliche 
Schätzung enthält und die ebengenannten Recurrenten ſich zur Ueber⸗ 
laſſung der fraglichen Grundſtücke bloß gegen Bezahlung des von 
ihnen verlangten Entſchädigungsbetrages geneigt erklärt haben; die 
unterrichterlichen Entſcheidungen beruhen daher auf einer, dem klaren 
Wortlaute des Geſetzes widerſtreitenden Auffaſſung; weßhalb dieſelben 
im Sinne des eitirten Hofdecretes abgeändert werden müſſen. 

Ger. Ztg. 


Die politiſche Behörde iſt berechtiget, einem zur Beſtätigung vor⸗ 

gelegten Prolongations vertrage, betreffend die Pacht einer Ge⸗ 

meindejagd, die Clauſel beizuſetzen, daß die Wirkſamkeit des Ver⸗ 

trages erſt vom Ausgangspunkte der bisher laufenden Pachtperiode 
einzutreten habe. 


EAN % 


Graf Friedrich A. ſchritt bei einer ſteiermärkiſchen Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft darum ein, daß dieſe ihm für einen Jagdpachtprolonga⸗ 
tionsvertrag mit einer Gemeinde die Beſtätigungsclauſel ertheile. Die 
Bezirksbehoͤrde ertheilte zwar die Beftätigung, jedoch mit dem Bei⸗ 
ſatze: daß die Giltigkeit des Prolongationsvertrages erſt vom Aus⸗ 
gangspunkte der bisher laufenden Pachtperiode einzutreten habe, weil 
den mittlerweile in der laufenden Pachtperiode allenfalls entſtandenen 
ſelbſtändigen Jagdcomplexen das Recht der Ausſcheidung aus dem 
Gemeindejagdgebiete gewahrt werden müſſe. 

Dawider recurrirte Graf A. an die Statthalterei, allein dieſe 
gab dem Recurſe keine Folge und billigte ſogar, daß die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft inzwiſchen einem Dritten im Grunde des $ 5 des kaiſ. 
Patentes vom 7. März 1849 und der Miniſt.⸗Vdg vom 31. Juli 
1849, R. G. B. Nr. 342 die Ausübung des Jagdrechtes auf dem 
zuſammen gekauften, 244 Joch betragenden, in der in Frage ſtehen⸗ 
den Gemeinde liegenden Grund und Boden gegen die Zeit des Ab⸗ 
laufs der urſprünglichen Pachtzeit des Grafen A. zuerkannt hatte. Die 
Statthalterek motivirte ihre Entſcheidung wie nachſteht: 

Jagpachtverkräge werden erſt durch die im Sinne des § 4 der 
Miniſt.⸗Vdg. vom 15. December 1852 R. G. Bl., Nr. 257 nachzu⸗ 
ſuchende Ratification perfect. Die Bezirkshauptmannſchaft als ratifici⸗ 
rende Behörde beſtätigte in wohlverſtandener Wahrung der Intereſſen 
der im § 5 des kaiſ. Patentes vom 7. März 1849 bezeichneten 
Grundbeſitzer den von dem Recurrenten mit der Landgemeinde abge⸗ 
ſchloſſenen Jagdprolongationsvertrag mit dem Beifügen, daß dieſer 
neue Vertrag behördlicherſeits nur mit der Giltigkeit in dem Zeit⸗ 
punkte, wo der urſprüngliche Gemeindejagdpachtvertrag abgelaufen ſei, 
angenommen werden könne, deun dieſer Vorbehalt hindert die Umge⸗ 
hung des Geſetzes.“ 5 

Graf A. ergriff nunmehr den Miniſterialrecurs und äußerte ſich 
darin alſo: > 

„Der neue Gemeindejagdpachtvertrag iſt nur eine Verlängerung 
des früheren, ſomit erſcheint das urſprüngliche Rechtsverhältniß auf⸗ 
recht erhalten und nur der Termin des Aufhörens verſchoben. Für 
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derlei Fälle iſt $ 10 der Miniſt.⸗Vdg. vom 15. Dec. 1852, R. G. 
Bl. Nr. 257 maßgebend. Dieſer Paragraph fordert als Vorausſetzung 
der Verlängerung die in der Verordnung felbft enthaltenen Bedin⸗ 
gungen, aber auch keine anderen. Durch die Beiſetzung der Clauſel 
kommt die beſtätigende Behörde in die Lage eines Curators, der für 
Rechte ſorgen ſoll, die noch nicht exiſtiren, ſie wird demnach zur Hü⸗ 
terin von bloßen Möglichkeiten. Die Bezirkshauptmannſchaft hat ihre 
Competenz überſchritten, ſie hätte nur unterſuchen dürfen, ob die ge⸗ 
ſetzlichen Bedingungen zur Prolongation vorhanden waren oder nicht 
und darnach beſtätigen müſſen oder nicht beſtätigen müſſen. Zweifel⸗ 
los iſt, daß der behördliche Vorbehalt für mich, den Recurrenten, eine 
Rechtsverletzung enthält. Ich will davon abſehen, daß die „Giltigkeit“ 
des Vertrages auf einen ſpäteren Termin verlegt wurde, während 
doch nur die Wirkſamkeit gemeint fein konnte. Allein die politiſche 
Behörde durfte einem privatrechtlichen Vertrage die rechtsprineipwidrige 
Deutung (S 1052 des a. b. G. B., Unger Syſtem II, 468 flg.) 
nicht geben, daß ein Theil ſogleich in den Genuß aller Rechte gelangt, 
dem anderen hingegen dieſelben zur Zeit vorenthalten werden. Die 
Sachlage ſteht übrigens ſo: Zur Ausübung der Eigenjagd iſt nicht 
nur der Erwerb eines beſtimmten Grundcomplexes, ſondern auch die 
Anmeldung und Darthuung der geſetzlichen Vorausſetzungen als Be⸗ 
dingung nothwendig. Treten dieſe Bedingungen ein, dann wird der 
Betreffende in den Genuß ſeines Rechts nach Beendigung des ihm 
zur Zeit noch entgegenſtehenden Rechts des Pächters der Gemeinde⸗ 
jagd treten. Wird nun die Pachtzeit prolongirt, ſo werden zwar die 
bis zum Zeitpunkte der Genehmigung des Verlängerungsvertrages ent⸗ 
ſtandenen und angemeldeten Eigenjagdrechte nicht mehr getroffen wer⸗ 
den können. (Vgl. Art. V des Kundmachungspatentes zum a. b. G. 
B.) Vom Zeitpunkte der Genehmigung des Verlängerungsvertrages, 
welcher nichts anderes als eine Hinausſchiebung der Beendigung des 
urſprünglichen Vertrages bedeutet, aber tritt das alle Verhältniß in 
Kraft, d. h. es bedarf nebſt dem Uebrigen der Anmeldung, um nach 
Schluß des prolongirten Termines zur Ausüdung der Eigenjagd zu 
gelangen. Die Vereitlung des Ausnahmsrechtes wird durch die Pro⸗ 
longation gar nicht gewollt, ſie iſt eine einfache Folge der Verlänge⸗ 
rung und muß als ſolche von den dadurch allenfalls Betroffenen ge⸗ 
tragen werden, § 1305 des a. b. G. B. oder vielmehr es hat das 
jüngere Recht dem älteren zu weichen. Für die bloße Möglichkeit, 
für die Hoffnung des Rechtserwerbes iſt kein Schutz von Amtswegen 
vorhanden und zu pflegen. Weiters geräth die angefochtene Entſchei⸗ 
dung mit den augenſcheinlichen Intentionen des Geſetzes in Wider⸗ 
ſpruch. Die mehr eitirte Miniſterial⸗Verordnung vom 15. December 
1852 ($$ 6, 10) fpricht offenbar der möglichſten Ausdehnung der 
Jagdpachttermine das Wort, und zwar mit Recht, denn nur dadurch 
wird eine nachhaltige Schonung der Reviere ermöglicht und die nam⸗ 
hafte im Oberlande oft einzige Quelle des Einkommens mancher Ge⸗ 
meinde erhalten. Wenn nun die Obrigkeit der favoriſirten Art des 
Erwerbes von Jagdrechten ſolche Bedingungen beifügt, welche unter 
Umſtänden den Beſtand eines ganzen Reviers in Frage ſtellen, ſo 
wird ſich kaum Jemand finden, der ein Recht höchſt problematiſcher 
Natur zu erwerben trachtet. Endlich iſt der Geſichtspunkt der Zweck⸗ 
mäßigkeit hervorzukehren nämlich der, daß die Bildung einer Eigen⸗ 
jagd vom beſcheidenſten Umfange das koſtbarſte und mühſamſt in 
Stand erhaltene Revier zu verderben vermag. Uebrigens begünſtiget 
ja die Geſetzgebung ſelbſt die längere Dauer der Gemeindejagdpacht⸗ 
verträge.“ 

Das k. k. Ackerbau⸗Miniſterium, von der Anſchauung ausgehend, 
daß ein prolongirter Gemeindejagdpachtvertrag ſeine Wirkung erſt mit 
dem Ablaufe der urſprünglichen Pachtperiode zu äußern vermöge, und 
daß die Bezirksbehörde berechtigt geweſen ſei, die Clauſel wegen der 
etwa entſtandenen Rechte Dritter beizufügen, wies unterm 7. Auguſt 
1873, 3. 7971 den Recurs des Grafen A. zurück. E. 


Unzuſtändigkeit des Richters in Angelegenheiten, welche die Art 
und Weiſe der Benützung eines Gemeindegutes betreffen. 


Nach vorausgegangener Gutszerſtückungsbewilligung von Seite 
der Adminiſtrativbehörde hatte der Beklagte B. dem Kläger A. zwei 
Wiesgründe verkauft und dabei waren die Contrahenten bezüglich der. 
dem Gutscomplexe, aus welchem die Wiesgründe ausgebrochen wur⸗ 
den, auf der Gemeindealpe zuſtehenden Weiderechte untereinander 


übereingekommen, ohne Rückſicht auf eine politiſche Anordnung vorzu⸗ 
gehen, nach welcher der Kläger nur ſo viel Stück Vieh aufzutreiben 
berechtigt war, als er auf den erkauften Wieſen überwinterte. Später 
wurde gemäß dieſer Beſtimmung der Auftrieb in der Weiſe geregelt, 
daß dem Beklagten B. für 9, dem Kläger A. für 3 Stücke Rind- 
vieh das Weiderecht zugeſtanden wurde. Kläger A. begehrte nun, Be⸗ 
klagter (B.) habe laut Kaufvertrages ſein im damaligen Uebereinkom⸗ 
men feſtgeſtelltes Weiderecht anzuerkennen und ihm (Kläger) ſofort 
den Auftrieb von 10 Stücken Vieh auf die Alpe zu geſtatten. 

Nach vollſtändig durchgeführtem Proceſſe erklärte das Ober⸗ 
landesgericht von Amtswegen die Unzuſtändigkeit des Richters zur 
Entſcheidung dieſer Streitfrage und dieſe Verordnung wurde vom. 
k. k. oberſten Gerichtshofe mit Entſcheidung vom 5. Auguſt 1873, 
3. 7848 in der Erwägung beſtätigt, daß es ſich bei Entſcheidung 
der diesfälligen Rechtssache nicht allein um die zwiſchen beiden Streit⸗ 
theilen durch Vertrag begründeten Rechte und Verpflichtungen, ſondern 
insbeſondere um die Frage handelt, ob die diesfällige Vereinbarung 
der Streittheile bezüglich der Mitbenützung der den Grundbeſitzern in 
der Gemeinde nach gewiſſen feſtgeſetzten Verhältniſſen zuſtehenden 
Weiderechte auf die Alpe dieſer Gemeinde gegenüber der Gemeinde 
von Wirkung ſei, worüber den autonomen Behörden die Entſcheidung 
zuſteht und das Intereſſe der Gemeinde hieran nicht nur aus den 
Behelfen des Beklagten, ſondern auch aus den vom Kläger ſelbſt geleg⸗ 
ten Schriftſtücken erhellt. Ger. ⸗Ztg. 


i c Notiz. ö 

(Handhabung der Thierquälereivorſchriften.) Darüber bringt 
das „Kärytneriſche Gemeindeblatt“ folgende für die Einheitlichkeit der Verwaltung 
chargkteriſtiſche Mittheilung: Die Handhabung der Thierquälereivorſchriften gehört 
in Steiermark zum Wirkungskreiſe der Gemeindevorſtände. Der k. k. Statthalter in 
Stelermärk hat am 9. September 1870, Nr. 10.833 folgende Kundmachung lerlafſen: 
„Es wird in Folge einer Weiſung des Herrn Miniſters des Innern neuerlich zur 
offentlichen Kenntniß gebracht, daß nach der Verordnung des k. k. Miniſteriums des 


Innern vom 15. Februar 1855, R. G. Bl., X. Stück Nr. 51 vom Jahre 1855 die 


öffentliche Aergerniß erregende Mißhandlung von Thieren, ſei es durch den Eigen ⸗ 
thümer oder durch Andere einer Strafe unterwirft. Die Beurtheilung, ob in einem 
gegebenen Falle die Merkmale einer ſtrafbaren Thierquälerei vorhanden find und die 
Ahndung derſelben obliegt nunmehr den Gemeindevorſtänden. Eine ſtrafbare Miß⸗ 
handlung der Thiere pflegt am häufigſten bei den Transporten der Kälber und des 
Stechviehes überhaupt mittelſt Wägen und zwar im gebundenen Zuſtande liegend, bei 
dem Viehtrtebe, zumal mittelſt biſſiger Hunde, bei dem Zuge durch Ueberladen der 
Wägen, bei dem Viehſchnitte durch das ſogenannte Abkluppen und Bläuen bei Stieren 
und Böcken u. ſ. w. zu unterlaufen. Vor derlei Mißhandlungen gerade der nützlichſten 


Hausthiere wird daher unter Hinweiſung auf die Strafbarkeit wiederholt gewarnt, da. 


ſie nicht nur als Grauſamkeit das menſchliche Gemüth verletzen oder verhärten, ſondern 
häufig auch den Werth der Thiere ſelbft merklich vermindern.“ Wir bringen dieſe 
Kundmachung, weil ſie nicht nur ſehr häufig vorkommende Arten der Thierquälerei 
als Beiſpiele vorführt, ſondern auch bezüglich der Beftimmung, ob die Bezirkshaupt⸗ 
mannſchaft oder ob die Gemeindevorſtehung zum Einſchreiten gegen die Thierquälerei 
berufen ift, von nachſtehender vom Herrn Landespräſidenten in Kärnten erlaſſenen 
Kundmachung vom 4. September 1870, Z. 3839 abzuweichen ſcheint: „Zufolge Er⸗ 
laſſes des Herrn Miniſters des Innern vom 29. Auguft d. J., Z. 3275 M. J. wird 
hiemit die im Einvernehmen mit der oberſten Polizeibehörde erfloſſene Verordnung 
des k. k. Miniſteriums des Innern vom 15. Februar 1855 (L. G. Bl. von Kärnten 
Stück IV. I. Abtheilung Nr. 30 de 1855), womit eine geſetzliche Vorſchrift gegen 
Thierquälerei erlaſſen wurde, zur allgemeinen Darnachachtung republicirt. Dieſe Ver⸗ 
ordnung lautet wie folgt: „Wer öffentlich auf eine Aergerniß erregende Weiſe Thiere, 
fie mögen ihm eigenthümlich angehören oder nicht, mißhandelt, tft von der politiſchen 


Behörde, und an Orten, wo ſich eine k. k. Polizeibehörde befindet, von d eſer nach $11. 


der kaiſerlichen Verordnung vom 20. April 1854 (R G. Bl. Nr. 96 de 1854) zu 
beſtrafen.“ „Sollten gewiſſe Arten ſolcher Mißhandlungen häufiger wahrgenommen 
werden, oder im gewerblichen Verkehre herkömmlich geworden ſein, ſo bleibt es der 
Landesſtelle vorbehalten, gegen dieſelben mit ſpeeiellen Verboten vorzugehen“ 


— 


Druckerei der k. Wiener Zeitung. 
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Verordnung. 


Erlaß des k. k. Juſtizminiſteriums vom 21. September 1873, 3. 10.312 an ſämmt⸗ 

liche k. k. Oberlandesgerichte und Oberſtaatsanwaltſchaften, womit in Erinnerung 

gebracht wird, daß das k. k. Landesvertheidigungs⸗Miniſterium jene Behörde iſt, 

deren Zuſtiumung einzuholen iſt, wenn die Verfolgung wegen einer gegen die 

Sicherheit der Ehre begangenen ſtrafbaren Haudlung in Vezug auf die Landwehr ein⸗ 
geleitet werden fol. 


Zufolge einer Mittheilung des k. k. Landes vertheidigungs⸗Miniſteriums iſt es 
wiederholt vorgekommen, daß von Seite der Civilſtrafgerichte, beziehungsweiſe Staats⸗ 
anwaltſchaften, wegen Erhalt der laut Art. Y des Gefetzes vom 17. December 1862 
(R. G. Bl. IV. Stück Nr. 8 vom Jahre 1863) erforderlichen Zuſtimmung zur ſtraf⸗ 
gerichtlichen Verfolgung wegen Vergehen und Uebertretungen gegen die Sicherheit 
der Ehre, begangen gegen die k. k. Landwehr, ſich an das k. und k. Reichskriegsmini⸗ 
ſterium gewendet wurde und von dieſem die diesfälligen Erſuchſchreiben an das k. k. 


Miniſterium für Landesvertheidigung zur zuſtändigen Erledigung überwieſen werden 
mußten. 


Da dieſer Vorgang zur Folge haben kann, daß die zur Erhebung der Anklage 
beſtimmte Friſt verſäumt wird, ſo wird das k. k. Oberlandesgericht (die k. k. Ober⸗ 
ſtaatsanwaktſchaft) erſucht, die unterſtehenden Gerichte (Staatsanwaltſchaften) darauf 
aufmerkſam zu machen, daß in Gemäßheit des Geſetzes vom 5. December 1868, R. 
G. Bl. Nr. 151, § 48 und des Geſetzes vom 13. Mai 1869, R. G. B. Nr. 68 827 
in Bezug auf die Landwehr dem k. k. Landes⸗Vertheidigungs⸗Miniſterium diejenigen 
Funetionen zukommen, welche für die übrigen Theile der bewaffneten Macht vom 
Reichskriegsminiſter ausgeübt werden, und daß daher das Landesvertheidigungs⸗Mini⸗ 
ſterium jene Behörde iſt, deren Zuſtimmung einzuholen iſt, wenn die Verfolgung we⸗ 
gen einer gegen die Sicherheit der Ehre begangenen ſtrafbaren Handlung in Bezug 
auf die Landwehr eingeleitet werden ſoll. au In a 


Perſonalien. 


Seine Majeſtät haben dem k. k. Ackerbauminiſter Johann Ritter v. Ch lu⸗ 
meczky und dem k. k. Landesvertheidigungsminiſter Oberften Julius Horſt als 
en der eiſernen Krone erſter Claſſe tarfrei die Würde eines geheimen Rathes ver⸗ 
liehen. ; 21112 RAichzzzd Dr anni Aitilug 218 

Seine Majeſtät haben den Oberrechnungsrath Joſeph Held zum Rechnungs⸗ 
director im Ackerbauminiſterium ernannn t. 

Seine Majeſtät haben dem Bürgermeiſter in Veglia Johann Scomerſich 

das goldene Verdienſtkreuz mit der Krone verliehen, 

Seine Majeſtät haben dem Finanzprocuraturs⸗Secretär Dr. Friedrich Foſſel 
in Graz den Titel eines Finanzrathes taxfrei verlieben. a 

Seine Majeſtät haben dem mit Titel und Charakter eines Olrectors der me⸗ 
teorologiſchen Centralanſtalt in Wien angeſtellten Dr. Karl Jellnek bel deſſen an- 
geſüchter Enthebung von dieſem Poſten den Orden der eifernen Krone dritter ⸗Claffe 
tarfrei verliehen und den Hofrath Dr. Heinrich Hlaſiweßz im Miniſterium für Cul⸗ 
tus und Unterricht in außerordentliche Verwendung genöminen. } y 251 

Seine Majeſtät haben dem Miniſterialconcipiſten im Ackerbauminiſterium Dr. 
Ernſt Freih. v. Erterdetarfret den Titel und Charakter eines Miniſterial⸗Viceſecre⸗ 
tärs verliehen. 3 1 l 

Der Miniſter des Innern hat den Statthaltereiſecretär Joſeph Würſt L zum 
Bezirkshauptmanne in Tirol ernannt. @ ; nnd 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobercommiſſär Joſeph Czer mak zum 
Finanzrathe und Leiter des Gebührenbemeſſungsamtes in Trieſt ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzobereommiffär Frhn. Karl v. Czörnig 
zum Finanzſeeretär bei der küſtenländiſchen Finanzdirection ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzprocuraturs⸗Secretär Dr. Emil Lopus⸗ 
zanski zum Finan; rath bei der galtz. Finanzprocuratur ernannt. 

Der Finanzminiſter hat den Finanzcommiſſär Franz Rosmanith zum Fi⸗ 
nanzſecretär für Troppau ernannt. 

Der Ackerbauminiſter hat den mit Titel und Charakter eines Bergrathes be⸗ 
kleideten Vorſtand des montan⸗chemiſchen Laboratoriums in Wien Adolf Patera, 
dann den Baus und Maſchinen⸗Inſpector in Pribram Johann Nowak und den 
Oberhüttenverwalter daſelbſt Joteph Ezermak zu Bergräthen, ferner den Mark⸗ 
ſcheider Franz Weſelsky zum Obermarkſcheider, den Bau⸗ und Maſchineninge⸗ 
nieur in Idria Johann Onderka zum Ban und Maſchineninſpector, den Berg⸗ 
verwalter in Pribram Franz Baba nek zum Oberbergverwalter und den Hüttenver⸗ 

walter in Brixlegg Karl Ball ing zum Oberhüttenverwalter ernannt. 


Erledigungen. 


Bauprakticantenſtelle für Steiermark mit 500 fl. Adjutum, bis 6. November. 
(Amtsbl. Nr. 240.) | 0 

Concipiſtenſtelle in der zehnten Rangsclaſſe bei der Generaldirection der Ta⸗ 
bakregie in Wien; dann mehrere Prakticantenſtellen mit dem WMutum jährlicher 
600 fl., bis 10. November. (Amtsbl. Nr. 240.) 

Materialcontrolorsſtelle bei der Bergdirection in Idria, in der zehnten Rangs⸗ 
claſſe mit 900 fl. Gehalt und 160 fl. Activitätszulage gegen Caution, bis Mitte No⸗ 
vember. (Amtsbl. Nr. 240.) 

Rechnungsofficialsſtelle bei der Landesregierung in Salzburg mit der zehnten 
Rangsclaſſe, bis Mitte November. (Amtsbl. Nr. 241.) 

Förſtersſtelle in Gmunden mit der zehnten Rangsclaſſe, Reiſepauſchale und 


Holzdeputat, bis 15. November. (Amtsbl. Nr. 241.) 


Für den Druck verantwortlich C. Piſtori. 


